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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem
Rechtshilfeabkommen in Strafsachen mit Indonesien, welches bei einem Teil der SVP-
Fraktion auf Widerstand stiess. Eine Minderheit Reimann (svp, SG) wollte nicht auf das
Geschäft eintreten, weil man sich damit zum «Handlanger von
Menschenrechtsverletzungen» mache. Nationalrat Reimann befürchtete auch einen
Missbrauch der Rechtshilfe durch die indonesischen Behörden und schlug stattdessen
vor, dass man Indonesien in seiner Entwicklung helfe, indem man die Menschenrechte
und die Religionsfreiheit stärke. Die Bedenken der Minderheit stiessen bei den anderen
Fraktionen zwar auf Gehör, vermochten diese aber nicht zur Ablehnung des
Abkommens zu bewegen. Min Li Marti (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE)
argumentierten, dass die Schweiz bei Anzeichen von Menschenrechtsverstössen
gemäss Abkommen sowieso keine Rechtshilfe leisten dürfe. Laut Sidney Kamerzin (cvp,
VD) würde man den Kampf gegen das Verbrechen in Indonesien mit dem
Rechtshilfeabkommen gar stärken. Und auch die FDP sprach sich für die Annahme des
Abkommens aus. Wenn man Freihandel mit Indonesien haben könne, dann könne man
auch Rechtshilfe mit klaren Rechtsmitteln unterhalten, so Christian Lüscher (fdp, GE).
Bundesrätin Karin Keller-Sutter fügte an, dass neben reinen Sicherheitsbedenken auch
weitere Gründe für das Abkommen sprächen. So solle die internationale
Staatengemeinschaft nicht als Hort für illegale ausländische Gelder dienen, deren
Rückgabe im Vertrag vorgesehen seien. Die Abstimmung über den
Nichteintretensantrag fiel entsprechend deutlich aus: Er wurde mit 153 zu 32 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) abgelehnt. Das Rechtshilfeabkommen selber wurde dann vom
Nationalrat mit 150 zu 32 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) verabschiedet. 1
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1) AB NR, 2020, S. 2586ff.
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